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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Institutionen und Volksrechte

Rückblick auf die 51. Legislatur: Institutionen und Volksrechte

Autorinnen und Autoren: Marc Bühlmann und Marlène Gerber

Stand: 17.08.2023

Auf dem Prüfstand befanden sich die Institutionen in der 51. Legislatur vor allem wegen
der Covid-19- Pandemie, was sich nicht zuletzt in den Voten zur Erklärung des
Bundesrates zur Corona-Pandemie – insgesamt das am viertlängsten diskutierte
Geschäft in diesem Themenbereich – zeigte. Viel diskutiert wurden in der Folge auch
die Konsequenzen des Ausrufens der ausserordentlichen Lage und der Anwendung von
Notrecht für das Machtgefüge zwischen der Exekutive und der Legislative. Der Abbruch
der Frühjahrssession 2020 durch das Parlament wurde ebenfalls als Indiz dafür
gewertet, dass das Parlament krisenresistenter werden sollte, was mit einer Vielzahl von
parlamentarischen Geschäften denn auch angestrebt wurde. Zwei parlamentarische
Initiativen der SPK-NR, die diese Ideen bündelten und die Handlungsfähigkeit des
Parlaments in Krisensituationen verbessern wollten sowie mehr Kontrolle des
bundesrätlichen Notrechts verlangten, wurden ausführlich debattiert, aber weniger
umfassend umgesetzt, als von zahlreichen Vorstössen gefordert. Auch für die
Volksrechte blieb die Pandemie nicht ohne Folgen: So beschloss der Bundesrat die
Verschiebung eines Abstimmungstermins, den Fristenstillstand und Erleichterung bei
Unterschriftensammlungen.

Die ausführlichsten Diskussionen (gemessen an der Anzahl Wörter) im Themenbereich
«Institutionen und Volksrechte» führte das Parlament über die Legislaturplanung 2019-
2023, wobei weniger die vom Bundesrat verfasste Bilanz zur vergangenen Legislatur
oder die Leitlinien für die neue Legislatur im Zentrum standen als die Frage, in welcher
Form die Legislaturplanung zukünftig diskutiert werden soll. Von grösserer inhaltlicher
Relevanz war der ebenfalls breit diskutierte indirekte Gegenvorschlag zur Transparenz-
Initiative, der nach erfolgreicher Einigungskonferenz verabschiedet werden konnte. Die
damit geschaffenen Regelungen für mehr Transparenz bei der Politikfinanzierung
gelten erstmals bei den eidgenössischen Wahlen 2023. Damit trat die Schweiz nicht
zuletzt auch der zunehmenden Kritik der Greco an ihrer intransparenten
Parteienfinanzierung entgegen. 

Ebenfalls bereits von der Greco kritisiert worden war die Judikative respektive der
Umstand, dass Schweizer Richterinnen und Richter einer Partei angehören und dieser
eine sogenannte Mandatssteuer entrichten müssen. Um die dadurch in Frage gestellte
richterliche Unabhängigkeit zu erhöhen, hatte ein Bürgerkomitee im Jahr 2018 die
Justiz-Initiative initiiert, gemäss welcher die Bundesrichterinnen und -richter im
Losverfahren bestimmt werden sollten. Diese sowie ein schlussendlich verworfener
indirekter Gegenvorschlag beschäftigten das Parlament intensiv, bevor die
Stimmbevölkerung die Volksinitiative im November 2021 deutlich bachab schickte. Für
einige Diskussionen sorgte in der ersten Hälfte der Legislatur auch die
Bundesanwaltschaft aufgrund des Rücktritts des Bundesanwalts und der schwierigen
Suche nach einer Nachfolgerin oder einem Nachfolger. 

Viel Gesprächsstoff im Parlament bargen diverse weitere Geschäfte, deren Beratungen
jedoch am Ende wie häufig, wenn es um institutionelle Reformen geht, ergebnislos
blieben, so etwa ein obligatorisches Referendum für völkerrechtliche Verträge mit
Verfassungscharakter oder die Stärkung der Geschäftsprüfungskommissionen.
Zustande kam hingegen die fünfte parlamentarische Untersuchungskommission (PUK)
der Schweizer Geschichte (siehe Kapitel «Geld, Währung und Kredit»). 

Für sehr grosse mediale Aufmerksamkeit sorgten die Bundesratsersatzwahlen 2022,
die aufgrund der Rücktritte von Ueli Maurer und Simonetta Sommaruga während der
laufenden Legislatur nötig wurden; die Vereinigte Bundesversammlung wählte neu
Elisabeth Baume-Schneider und Albert Rösti in die Exekutive. Einiges an
Druckerschwärze verursachte auch die Digitalisierung der Demokratie, namentlich «E-

BERICHT
DATUM: 17.08.2023
MARLÈNE GERBER
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Voting»: Nachdem Sicherheitsmängel zu einem Marschhalt gezwungen hatten, wurde
Anfang 2023 eine Neuausrichtung des Testbetriebs gestartet.

Zu den Jahresrückblicken:
2020
2021
2022

Aussenpolitik

Beziehungen zur EU

Obwohl sie im März 2021 eingereicht worden war, beschäftigte sich der Nationalrat erst
in der Frühjahrssession 2023 mit der Motion von Piero Marchesi (svp, TI). Mit dieser
verlangte der SVP-Nationalrat, Artikel 14 des Freizügigkeitsabkommens anzuwenden
und die Personenfreizügigkeit im Kanton Tessin und in den am stärksten von der
Corona-Krise betroffenen Regionen vorläufig auszusetzen. Zwar war der Höhepunkt
der Covid-Pandemie, deren wirtschaftliche Konsequenzen am Ursprung der Motion
gestanden hatten, bei der Debatte der Motion im Nationalrat bereits ausgestanden,
doch Motionär Marchesi argumentierte, dass das Anliegen seines Vorstosses weiterhin
Gültigkeit besitze. Der Kanton Tessin leide unter den strukturellen Problemen, die das
Freizügigkeitsabkommen mit sich gebracht habe. So sei seit 2002 vor allem im tertiären
Sektor ein starker Anstieg an Grenzgehenden zu beobachten. Unterdessen übersteige
die Zahl der ausländischen Arbeitnehmenden jene der Schweizer Arbeitskräfte und die
ILO-Arbeitslosenquote im Tessin sei beinahe doppelt so hoch wie im Schweizer
Durchschnitt, führte Marchesi aus. Seit Inkrafttreten des Freizügigkeitsabkommens
beobachte man im Tessin eine stetige Verschlechterung der Arbeitsmarktbedingungen,
die soziale Probleme zur Folge habe und den Kanton für junge Menschen unattraktiver
mache. Marchesi erklärte, dass er nicht die Abschaffung des Freizügigkeitsabkommen
verlange, sondern nur eine Lösung für eine Randregion finden wolle, die mehr als
andere unter den Auswirkungen der Personenfreizügigkeit leide. Bundesrätin Elisabeth
Baume-Schneider versicherte der grossen Kammer, dass sich der Bundesrat der
Besonderheiten und Schwierigkeiten des Tessins bewusst sei und diese ernst nehme.
Sie hielt jedoch entgegen, dass sich die wirtschaftliche Situation im Tessin seit der
Einreichung der Motion verbessert habe und auch die von Marchesi angesprochene
Arbeitslosigkeit zurückgegangen sei. Angesichts dieser neuen Ausgangslage halte es der
Bundesrat nicht für angezeigt, den Gemischten Ausschuss Schweiz-EU einzuberufen,
um gemäss Artikel 14 des Freizügigkeitsabkommens «geeignete Abhilfemassnahmen»
prüfen zu lassen. Eine Begrenzung der Zuwanderung aus der EU würde das für die
Normalisierung der Wirtschaftslage notwendige Wachstum nach der Pandemie bremsen
und gewisse Wirtschaftssektoren belasten, beispielsweise den Pflegebereich. Der
Nationalrat lehnte die Motion mit 135 zu 53 Stimmen ab, wobei nur die SVP-Fraktion für
Annahme der Motion stimmte. 1

MOTION
DATUM: 16.03.2023
AMANDO AMMANN

1) AB NR, 2023, S. 599 f.
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